
VON GEORG ESCHER

Wer bändigt die hochspeku-
lativen Finanzmärkte? In die-
sen Tagen, da der Euro
schwer unter Beschuss
steht, ist die Frage drängen-
der denn je. Was vor weni-
gen Jahren noch Utopie
schien, könnte nun doch
Wirklichkeit werden: Selbst
die lange zögerliche EU-
Kommission und etliche
europäische Regierungen
wollen eine Finanztransak-
tionssteuer einführen.

NÜRNBERG — Sven Gie-
gold muss schmunzeln,
wenn er zurückblickt. „Ich
fordere die Finanztransak-
tionssteuer ja schon seit
über zehn Jahren“, sagt der
41-Jährige, der seit 2009 als finanz-
politischer Sprecher der Grünen im
Europaparlament sitzt. „Am Anfang
war man damit ein völliger Außensei-
ter.“ Das hat sich geändert. Heute for-
dern nicht nur die von vielen einst als
weltfremd belächelten Globalisie-
rungskritiker von Attac die Einfüh-
rung einer solchen Steuer gegen Bör-
senspekulationen. Im deutschen Bun-
destag sind außer der FDP inzwischen
alle Parteien dafür. Bundeskanzlerin
Angela Merkel will sie, der französi-
sche Staatspräsident Nicolas Sarkozy
drängt nochmehr. „Jetzt ist es schwie-
rig, noch dagegen zu sein“, stellt Gie-
gold heute mit Genugtuung fest.
Im Jahr 2000 war er einer der Mit-

gründer von Attac Deutschland. Die
globalisierungskritische Nichtregie-
rungsorganisation war ursprünglich,
im Jahr 1998, in Frankreich entstan-
den und hatte eine ganz zentrale For-
derung: die Einführung der sogenann-
ten Tobin-Steuer, benannt nach dem
amerikanischen Wirtschaftsprofessor
und Nobelpreisträger James Tobin.

Folgen der Lehman-Pleite
Auch der galt, als er dies 1972 vor-

schlug, mit seiner Steuer-Idee an-
fangs als Exot. Doch seit dem Finanz-
desaster an der Wall Street im Jahr
2007, als die Lehman-Brothers-Bank
pleite ging und imGefolge den ganzen
Globus an den Abgrund führte, ist die
Zahl der Ökonomen, die eine solche
Finanzsteuer unterstützen, „sehr
stark gewachsen“, freut sich Giegold.

Zu dessen Überraschung sind inzwi-
schen sogar einige der FDP-Abgeord-
neten im Europa-Parlament zu den
Befürwortern der Steuer übergelau-
fen. „Die europäische FDP ist viel ver-
nünftiger als die deutsche“, stichelt
Giegold.
Wie viel Geld die Finanztransak-

tionssteuer in die öffentlichen Kassen
spülen könnte, da gehen die Experten-
meinungen noch stark auseinander.
Die Kommission rechnet nach inter-
nen Berechnungen europaweit angeb-

lichmit jährlichen Einnahmen von bis
zu 50Milliarden Euro. Nach den Brüs-
seler Plänen wäre ein Satz von 0,01
Prozent des Umsatzes mit Derivaten
und von 0,1 Prozent von Staatsan-
leihen vorgesehen, hieß es. Andere
Berechnungen gehen bei einem ein-
heitlichen Satz von 0,05 Prozent auf
alle Finanztransaktionen von Einnah-
men bis zu 200 Milliarden Euro aus.
Noch aber sind sich die EU-Staaten

nicht einig. Die Österreicher und
Belgier waren die Ersten, die die neue

Finanzsteuer forderten.
Neben Frankreich und
Deutschland sind auch Spa-
nier, Griechen und sogar die
Luxemburger dafür. Siewol-
len die Einnahmen aller-
dings in die nationalenHaus-
halte fließen und nicht der
EU zukommen lassen.
Großbritannien und Schwe-

den dagegen lehnen die
Steuer bisher vehement ab.
Wenn diese nicht weltweit
erhoben werde, argumentie-
ren sie, drohten Finanzmarkt-
geschäfte aus Europa abzu-
wandern.
Das bestreiten allerdings

etliche Experten. In einem
Bericht für den Bundestag
etwa wird auf den sehr akti-
ven Börsenplatz Hongkong
verwiesen: Auch dort gibt es

eine Finanztransaktionssteuer, ohne
dass dies negative Folgen gehabt hätte.

Engagierte Nürnberger
Engagierte Verfechter der Steuer

gibt es auch im Raum Nürnberg. Einer
der Vorreiter ist der Jesuitenpater Jörg
Alt, der 2009 die Kampagne „Steuer
gegen Armut“ startete. Der Erlös,
darin sind sich zumindest alle Nicht-
regierungsorganisationen einig, soll
vor allem für die weltweite Armutsbe-
kämpfung und den Klimaschutz in ar-
men Ländern eingesetzt werden. Auch
für Alt ist klar, dass das „sozialschädli-
che Verhalten“ der Börsenspekulanten
am besten dort bestraft werden soll, wo
es praktiziert wird: „Direkt beim
Zocken auf dem Finanzmarkt.“
Der Zulauf der Kampagne ist

„enorm groß“, bestätigt seineMitstrei-
terin Judith Behnen. Zahllose Organi-
sationen, bei weitem nicht nur aus
dem kirchlichen Bereich, haben sich
angeschlossen. Auch der Nürnberger
Stadtrat sowie Oberbürgermeister Uli
Maly unterstützen die Aktion.
Ein wichtiger Verbündeter ist der

Nürnberger CSU-Mann Hermann
Imhof, der als erster Landtagsabgeord-
neter Flagge zeigte undMinisterpräsi-
dent Horst Seehofer in Sachen Finanz-
transaktionssteuer „relativ enga-
giert“ bearbeitete, zweimal in Vier-
Augen-Gesprächen. Mittlerweile ist
der CSU-Chef ebenfalls im Lager der
Befürworter — und hat sich seinerseits
bei Kanzlerin Merkel für die Steuer
stark gemacht. Es zieht Kreise.

ESSEN — Der Patientenbeauf-
tragte der Bundesregierung, Wolf-
gang Zöller, fordert die Ärztelobby
auf, mehr an Patienten und weniger
an eigene Besitzstände zu denken.

„Jeder hat Angst — sorgt sich um
,seine‘ Patienten, meint aber seine
Pfründe“, sagte Zöller (CSU) der
WAZ-Mediengruppe mit Blick auf
das geplante Versorgungsgesetz. Es
soll auch eine bessere Haus- und Fach-
arztverteilung zwischen überversorg-
ten Großstädten und unterversorgten
ländlichen Gebieten ermöglichen. Der
Chef der Techniker Krankenkasse,
Norbert Klusen, forderte derweil
Gehaltsabschläge für Ärzte in der
Stadt, um Zuschläge für Landärzte
bezahlen zu können. dapd/afp

BERLIN — Die Bundesregierung
hat das umstrittene Projekt zum Spei-
chern der Einkommensdaten von deut-
schen Arbeitnehmern eingestellt.

Das Bundeswirtschaftsministerium
und das Arbeitsministerium einigten
sich darauf, den Elektronischen Ent-
gelt-Nachweis (Elena) „schnellstmög-
lich einzustellen“. Sie begründeten
das Aus mit dem Datenschutz: Die
sogenannte qualifizierte elektroni-
sche Signatur werde sich nicht schnell
genug verbreiten. Diese sei aber „für
das Elena-Verfahren datenschutz-
rechtlich zwingend geboten“.
Bisher gespeicherte Daten sollen

„unverzüglich gelöscht werden“. Die
Einführung von Elena warmassiv kri-
tisiert worden. afp

Drei Streiter für die Einführung der Finanztransaktionssteuer: der grüne Europa-Abgeordnete und eins-
tige Attac-Deutschland-Mitgründer Sven Giegold, der Nürnberger Jesuitenpater Jörg Alt und der
CSU-Landtagsabgeordnete Hermann Imhof. Foto: Matejka, Fengler (2)

Die ersten Überlegungen zu einer
Finanztransaktionssteuer stammen
von keinem Geringeren als von dem
britischen Ökonomen John May-
nard Keynes. Nach der Großen
Depression in den USA in den 30er
Jahren sah er die Notwendigkeit,
hektische Börsenspekulationen
durch eine Steuer einzudämmen
und die Unternehmen so zu länger-
fristigem Denken anzuhalten.
1972 griff der US-Wirtschaftswis-

senschaftler James Tobin die Idee
und schlug eine weltweit einheitli-
cheAbgabe auf spekulativeDevisen-
transaktionen vor, die sogenannte
Tobin-Steuer. Die Unterstützer der

Finanztransaktionssteuer wollen
diese Abgabe aber möglichst auf
alle spekulationsanfälligen Berei-
che ausweiten: Devisen, Aktien, fest-
verzinsliche Wertpapiere, Derivate,
aber auch Rohstoffe oder Immobi-
lien.
Eswerden Abgaben in verschiede-

nen Höhen von 0,01 bis zu 0,5 Pro-
zent vorgeschlagen. Ein Steuersatz
von 0,1 Prozent würde nach Berech-
nungen von Attac weltweit 730 Mil-
liarden Dollar im Jahr erbringen.
Die Einnahmen sollen vor allem für
die weltweite Armutsbekämpfung
und den Klimaschutz in armen Län-
dern genutzt werden. gge

Ärzte sollten mehr
an Patienten denken
Beauftragter kritisiert Lobby

Neue Steuer könnte Börsenspekulanten ausbremsen
Nicht nur Globalisierungskritiker, sondern auch immer mehr Ökonomen fordern eine Abgabe auf Finanzgeschäfte

BERLIN — Die von der schwarz-gel-
ben Regierungskoalition verabredete
Steuersenkung bringt Arbeitnehmern
mit kleinen und mittleren Einkom-
men offenbar nur geringe Entlastung.

Spitzenverdiener hingegen profitier-
ten deutlich stärker, berichtete die
Süddeutsche Zeitung unter Berufung
auf Berechnungen des Steuerexperten
Frank Hechtner von der Freien Uni-
versität Berlin. Die Koalition hatte
Entlastungen vor allem für Bezieher
kleiner und mittlerer Einkommen
angekündigt.
Laut Hechtners Berechnungenwür-

den Arbeitnehmer mit einem monatli-
chen Bruttogehalt von 1000 Euro um
etwa sechs Euro im Monat entlastet.
78 Euro weniger Steuern müsse hinge-
gen zahlen, wer mehr als 22800 Euro

im Monat verdiene. Der in Vollzeit
beschäftigte Deutsche verdient dem
Bericht zufolge im Schnitt etwa 3679
Euro brutto im Monat. In dieser Ein-
kommensgruppe würde die monatli-
che Entlastung bei etwa 24 Euro lie-
gen, also 288 Euro im Jahr. Die Be-
rechnungen beziehen sich auf allein-
stehende Arbeitnehmer.
Derweil berichtet das Handelsblatt,

dass sich infolge der starken Konjunk-
tur die Finanzlage des Bundes schnel-
ler bessert als angenommen. Nach 29
Milliarden Euro Neuverschuldung in
diesem Jahr werde der Bund 2012 nur
19 Milliarden Euro Defizit machen, so
Finanzexperte Alfred Boss vomKieler
Institut für Weltwirtschaft. Das
wären rund acht Milliarden Euro
weniger, als Finanzminister Wolfgang
Schäuble veranschlagt hat. afp/dpa

TUNIS — Bei gewaltsamen Protes-
ten gegen die tunesische Übergangsre-
gierung haben Soldaten versehentlich
einen Jugendlichen getötet.

Der 14-Jährige sei bei Ausschreitun-
gen in der Nacht zum Montag von
einem Querschläger getroffen wor-
den, sagten Augenzeugen und Kran-
kenhausmitarbeiter in der Kleinstadt
Sidi Bouzid. Er erlag wenig später sei-
ner Schussverletzung. Sidi Bouzid gilt
als Ursprungsort des Arabischen Früh-
lings, der nach Tunesien auch andere
Länder der Region erfasste. Nun wer-
den dort weitere Proteste befürchtet.
Der tunesische Ministerpräsident

Béji Caïd Essebsi warnte, wer jetzt zu
neuen Protesten aufrufe, versuche
nur, Chaos zu stiften. dpa

Speicherportal
Elena gestoppt
Mit Datenschutz begründet

Schon Keynes sah den Nutzen
Einnahmen aus der Finanztransaktionssteuer könnten Armut lindern

KABUL — Der scheidende Kom-
mandeur der internationalen Truppen
in Afghanistan, US-General David
Petraeus, hat offiziell seinen Posten
geräumt und die Befehlsgewalt an sei-
nen Nachfolger übergeben.

Bei einer feierlichen Zeremonie in
Kabul wurde der amerikanische Vier-
Sterne-General John R. Allen als
neuer Oberkommandierender der
mehr als 140000 Nato-Soldaten am
Hindukusch vorgestellt. Allen gehört
demUSMarine Corps an und war bis-
lang Vize-Chef des US-Zentralkom-
mandos Centcom mit Sitz in Florida,
das für die Einsätze in Ostafrika, Nah-
ost und Zentralasien zuständig ist. Er
hat sich im Irak einen Namen
gemacht durch Bündnisse mit Stam-
mesmilizen, die eine wichtige Rolle
spielten, um den Einfluss von Al
Kaida einzudämmen.
Für den Kampf gegen Aufständi-

sche stehen Allen in den kommenden
Monaten immer weniger Soldaten zur
Verfügung. Allein die US-Armee will
nach den Plänen von Präsident
Barack Obama bis zum Sommer
nächsten Jahres 33000 ihrer derzeit
rund 100000 Soldaten heimholen.
Auch andere Nato-Staaten planen die

Reduzierung ihrer Kontingente. Zu-
letzt hatte Kanada am 7. Juli seinen
Kampfeinsatz offiziell beendet.
Petraeus-Nachfolger Allen sagte,

die Herausforderungen seien gewal-
tig, doch am Ende werde man gemein-
sam erfolgreich sein. General Petra-
eus wechselt an die Spitze des US-Ge-
heimdienstes CIA.
Nach einemNato-Beschluss soll der

Kampfeinsatz am Hindukusch bis
2014 beendet und die Sicherheitsver-
antwortung für das Land bis dahin
schrittweise an die Afghanen überge-
ben werden. Der Übergabeprozess hat
am Sonntag begonnen, als afghani-
sche Sicherheitskräfte das Kom-
mando in der zentralen Provinz
Bamian übernommen haben.

Karsai-Berater getötet
Die Taliban bekannten sich derweil

zu einem tödlichenAnschlag amSonn-
tagabend auf den Ex-Provinz-Gouver-
neur Dschan Mohammed Chan, der
ein enger Berater von Präsident
Hamid Karsai war. Erst am Dienstag
war in Kandahar Karsais Halbbruder
AhmedWali Karsai ermordet worden.
Bei einem Bombenanschlag im Osten
des Landes wurden zudem drei Isaf-
Soldaten getötet. dpa/afp

14-Jähriger bei
Protesten getötet
Lage in Tunesien verschärft sich
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Stabwechsel in Kabul
Petraeus Nachfolger vor Herkules-Aufgabe

Auch die kanadischen Truppen ziehen ab. Hier sichern Soldaten einen Panzerwagen mit Ketten im Inneren einer Fracht-
maschine. Die meisten kanadischen Soldaten haben die Region Kandahar schon verlassen. Foto: afp

Entlastung fällt niedrig aus
Koalitions-Steuerpläne bringen Geringverdienern nur wenig
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